„ 
Geſetz⸗Sammlung 
8 i für die 8 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— No. 20. — 


(No. 1831.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 10. Januar 1837., durch welche der Stadt 
Neuwied die Erhebung eines Pflaſtergeldes nach dem anliegenden Tarif 
vom 31. Dezember 1836. bewilligt wird. 


a Auf Ihren Bericht vom 13. v. M. bewillige Ich der Stadt Neuwied, in 

Beruͤckſichtigung der angezeigten Verhaͤltniſſe, das Recht zur Erhebung eines 

Pflaſtergeldes nach dem anliegenden Tarif, jedoch mit dem Vorbehalt des Wi⸗ 

. derrufs zu jeder Zeit, und habe mit Ruͤckſicht hierauf den Tarif vollzogen. 
Berlin, den 10. Januar 1837. . 


5 | Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminiſter v. Rochow, Rother und Grafen v. Alvensleben. 


(Jo. 1831.) Jahrgang 1837. IK: Tarif 
(Ausgegeben zu Berlin den 20. November 1837.) 


= 


a 


zur Erhebung eines Pflaſtergeldes für die Stadt Neuwied. 


8 Auf der Staatsſtraße von der Einfahrt in die 
Stadt durch die Engerſer⸗„Schloß⸗ und Feldkircher⸗ 
Straße und auf ungepflaſterten Straßen, wenn nur 
dieſe und keine andere als die vorgedachten gepflafterten 
Straßen berührt werden, wird kein Pfſaſtergeld erhoben. 


Sonfſt iſt zu entrichten: 


Von einem beladenen Wagen (vierraͤdrigen Fuhrwerke): 
a) wenn er nur mit einem Pferde beſpannt iſt. ... 1 Sgr. — Pf. 


b) für jedes weiter angefpannte Pferrd — 4 „ 
Von einem beladenen zweiraͤdrigen Karren: 

a) wenn er mit einem Pferde beſpannt ift. . ie ee 

b) für jedes weitere Pferden. V 
Von einem mit einem Ochſen, einer Kuh oder einem Eſel = 

befpannten beladenen Fuhrwerke, incl. Schlitten — 

für jedes weitere derartige Zugthie rr . 
Von jedem Reit⸗ oder unangeſpannten Pferde oder Maul⸗ 

DE nn, nn F 
Von einem Ochſen, einer Kuh oder einem Eſel — 4 
Von Fohlen, Schweinen, Schaafen, Kaͤlbern und Ziegen 

per Silk / — 3 : 


Anmerkungen. 


1) Die Verpflichtung zur Zahlung des Pflaſtergeldes tritt in dem Augen 
blick ein, wo das Fuhrwerk oder Thier irgend einen gepflafterten | 
Theil der Stadt paſſirt, und trifft namentlich auch diejenigen Fuhren 
oder Thiere, welche auf der Staatsſtraße in die Stadt gelangen, ſo⸗ 

: bald 
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bald ſie eine der Seitenſtraßen berühren, ohne Unterſchied, ob ſie ſich 
wieder zu der Staatsſtraße wenden oder nicht. 
2) Das Pflaſtergeld muß von dem Verpflichteten bei Paſſirung der Hebe⸗ 


ſtellen, oder, wenn eine ſolche nicht paſſirt wird, auf Aufforderung der 
zur Hebung legitimirten Empfaͤnger entrichtet werden. 


Ausnahmen. 


Pflaſtergeld wird nicht erhoben: 


1) Von Koͤniglichen und den Prinzen des Koͤniglichen Hauſes, ſo wie 
dem Fuͤrſtlich Wiediſchen Haufe gehörigen Pferden und Wagen. 

2) Von Armeefuhrwerken, desgleichen von Fuhrwerken und Thieren, welche 
Militair auf dem Marſche bei ſich fuͤhrt. 

3) Von in Dienſt⸗Angelegenheiten reiſenden Offtzieren und öffentlichen 
Beamten. 

4) Bon öffentlichen Kourieren und Eſtafetten, ingleichen von Reit⸗, Kar 
riol⸗, Fahr⸗ und Schnellpoſten und den dazu gehörigen Beiwagen, ſo 
wie von den von allen Poſtbefoͤrderungen ledig zuruͤckkehrenden Poſt⸗ 
pferden und Wagen. 

5) Von Transporten, welche fuͤr unmittelbare Rechnung des Staats ge⸗ 
ſchehen, ingleichen von Vorſpann⸗ und Lieferungsfuhren auf der Hin⸗ 
und Ruͤckreiſe. 

6) Von allem Chaiſen⸗Fuhrwerke. 

7) Von Feuerloͤſchungs⸗ und ſonſtigen Huͤlfsfuhren, ingleichen von Ar⸗ 
men⸗ und Arreſtantenfuhren. 

8) Von allem Fuhrwerke der Einwohner der Stadt Neuwied, inſofern 
ſie ſolches in der Stadt und nicht auf auswärtigen Beſitzungen 
halten. 

9) Vom Fuhrwerke, welches mit Materialien zum Chauſſeebau oder zu 
ſtaͤdtiſchen Bauten beladen iſt. 

10) Von dem auf die Jahrmaͤrkte zu Neuwied gebracht werdenden 
Vieh. . 
(No. 1831.) Ce 2 Stra⸗ 
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Strafen. 


Wer eine Hebeftelle paſſirt, ohne das feſtgeſetzte Pflaſtergeld zu entrich⸗ 
ten, oder der Aufforderung eines legitimirten Empfaͤngers zur Zahlung nicht 
Folge leiſtet, zahlt außer den verkuͤrzten Gefaͤlen als Strafe den vierfachen 
Betrag derſelben. 


Berlin, den 31. Dezember 1836. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. Rother. Graf v. Alvensleben. 


. ö 


(No. 1832.) 


* 


— 153 — 


(No. 1832.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 6. Oktober 1837., betreffend den Verluſt des . e ». #006 1433 97. 
le, 9 Ders , Gnadengehalts der im Civildienſte angeſtellten Militair-Invaliden. Ar 1897 Aug. 2 


mn, | 

Im Verfolg Meiner geſetzlich bekannt gemachten Order vom 25. April 1835. 
beſtimme Ich auf Ihren Bericht vom 14. September d. J., daß fuͤr den gan⸗ 
zen Umfang der Monarchie die Gerichtsbehoͤrden verpflichtet ſeyn ſollen, in jedem 
Straferkenntniſſe gegen einen Civilbeamten, welcher früher als Militair-Inva⸗ 
lide ein Gnadengehalt bezogen, oder doch in Anſpruch zu nehmen hatte, aus⸗ 
druͤcklich auszuſprechen, ob derſelbe dieſes Gnadengehalts oder des Anſpruchs 
darauf, nach Maaßgabe Meiner gedachten Order, für verluſtig zu erklaͤren ſey 
oder nicht, und daß in jedem Falle, wo dies in dem Haupt⸗Erkenntniſſe unter 
blieben iſt, von dem betheiligten Verwaltungs⸗Chef auf ein nachtraͤgliches, den 
Verluſt oder die Fortbeziehung des Gnadengehalts feſtſetzendes Erkenntniß, wel⸗ 
ches bei den von Aſſiſenhoͤfen geſprochenen Haupt⸗Erkenntniſſen von der Raths⸗ 
Kammer des betreffenden Landgerichts abzufaſſen iſt, angetragen werden kann. 
Sie haben dieſen Erlaß durch die Geſetzſammlung zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. 


Berlin, den 6. Oktober 1837. 


Friedrich Wilhelm. „„ 


| An i 5 
die Staatsminifter v. Kamptz, Muͤhler und General der Infanterie v. Rauch. 


(No. 1832—1833.) (No. 1833.) 


— Mm — | 
(No. 1833.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 8. Oktober 1837., betreffend die Beſtimmung, 
daß bei gerichtlichen Verhandlungen mit Perſonen „welche des Leſens und 


Schreibens unkundig ſind, ein gerichtlich vereideter Dolmetſcher die Stelle 
des Unterſchriftszeugen vertreten könne. 


Des Bedenken, welches nach Ihrem Berichte vom 16. v. M. bei einigen 
Behörden, namentlich bei den General⸗Kommiſſionen, darüber angeregt iſt, ob 
der zu einer gerichtlichen Verhandlung zugezogene Dolmetſcher gleichzeitig die 
Stelle des Zeugen fuͤr ſolche Perſonen, welche nicht ſchreiben und Geſchriebenes 
nicht leſen koͤnnen, vertreten duͤrfe, erledigt ſich durch Meinen, von Ihnen mit 
Recht in Bezug genommenen geſetzlich publizirten Erlaß vom 20. Juni 1816, 
nach welchem es eines ſolchen beſonderen Zeugen nicht bedarf, wenn die gericht⸗ 
liche Verhandlung unter Zuziehung eines vereideten Protokollfuͤhrers aufgenom⸗ 
men worden iſt, indem der Dolmetſcher nach den Beſtimmungen der Allgemei⸗ 
nen Gerichtsordnung . 214. 215. Titel X. Th. I. und §. 37. Titel II. 
Th. II. zu den vereideten Protokollführern gehört. Sie haben hiernach diejeni⸗ 
gen Behoͤrden, welche dieſerhalb ein Bedenken erhoben haben, zu belehren, und 
gegenwaͤrtige Order durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 8. Oktober 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


— An 
die Staatsminiſter Frh. v. Brenn und Muͤh ler. 


(No, 1834.) 
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(No. 1834.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 18. Oktober 1837., wonach das Hausvoigtei⸗ 
Gericht zu Berlin in Bagatellſachen die Stelle eines Kommiſſarius des 
Kammergerichts vertritt. 


N Auf Ihren Bericht vom 26. v. M. erklaͤre Ich Mich mit Ihrer Anſicht ein⸗ 
verſtanden, daß das hieſige Hausvoigteigericht, wenn daſſelbe eine dem Reſſort 
des Kammergerichts angehoͤrende Bagatellſache zur Inſtruktion und Entſcheidung 
uͤberkommt, die Stelle der Kommiſſarien vertritt, welche nach $. 67. der Ver⸗ 
ordnung vom 1. Juni 1833. zur Verhandlung und Entſcheidung der Bagatell⸗ 
ſachen durch die ein Kollegium bildenden Gerichte zu ernennen ſind. Durch 
dieſe Anordnung iſt die auf dem Reglement vom 30. November 1782. beru⸗ 
hende Einrichtung des Hausvoigteigerichts, nach welcher bei demſelben, wie bei 
Untergerichten, gegen nicht appellationsfaͤhige Erkenntniſſe der Rekurs eintritt, 
dahin modifizirt, daß bei Objekten unter 20 Rthlr. nicht das Rechtsmittel des 
Rekurſes, ſondern, weil das Hausvoigteigericht hierbei nicht als ein Untergericht, 
ſondern kommiſſariſch fuͤr das Obergericht fungirt, die Nichtigkeitsbeſchwerde zu⸗ 

laͤſſig iſt. Ich autoriſire Sie, hiernach das Erforderliche zu verfügen. 


Berlin, den 18. Oktober 1837. f 5 5 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats⸗ und Juſtizminiſter Muͤhler. 


(No. 1835.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 18. Oktober 1837., wegen näherer Beſtimmung 
des F. 277. des Oſtpreußiſchen Landſchafts-Reglements vom 24. Dezem⸗ 
ber 1808. 


Als einer bei Mir gefuͤhrten Beſchwerde des Beſitzers eines Oſtpreußiſchen 
Pfandbriefes habe Ich erſehen, daß bei der Ausführung der im F. 277. des 
Oſtpreußiſchen Landſchafts⸗Reglements vom 24. Dezember 1808. enthaltenen Ber 
ſtimmung, nach welcher der Praͤſentant des letzten mit Nr. 10. bezeichneten Zins⸗ 
Koupons die neuen auf die folgenden fünf Jahre ausgefertigten Koupons erhaͤlt, 
Schwierigkeiten eingetreten ſind, die einer geſetzlichen Erledigung beduͤrfen. Nach 
erfolgter Berathung der landſchaftlichen Behoͤrde und auf den Bericht der Mi⸗ 
niſter der betreffenden Reſſorts, ſetze Ich demnach zur Erläuterung des erwaͤhnten 
$. 277. hierdurch Folgendes feſt: Wenn der Inhaber des Pfandbriefes vor Aus⸗ 

(No. 1834—1833.) reis 
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reichung der neuen Koupons der Verabfolgung derſelben an den Pröfentanten 
des letzten Koupons der vorhergehenden Series, des ſogenannten Stich koupons, 
bei der Landſchaft widerſpricht, der Praͤſentant aber ſie fordert und in die Aus⸗ 
antwortung an den Inhaber des Pfandbriefes nicht einwilligt, ſo hat die Land⸗ 
ſchaft die Intereſſenten zur Entſcheidung des gegenſeitigen Anſpruchs an das 
Gericht, zu deſſen Realjurisdiktion das bepfandbriefte Gut gehoͤrt, zu verweiſen, 
und die neue Series der Koupons auf den Antrag eines der Intereſſenten, oder 
auf Requiſition des Gerichts, an das Depoſitorium deſſelben auszuliefern. Hat 
der Inhaber des Stichkoupons ihn bei der Zinſen-Erhebung eingereicht, ohne 
die neuen Koupons zu fordern, fo iſt die Landſchaftskaſſe ermächtigt, die neuen 
Koupons ohne Weiteres dem Praͤſentanten des Pfandbriefes zu behaͤndigen. 
Wenn der Stichkoupon weder im Zinſen-Erhebungstermine, auf welchen er 
lautet, noch im naͤchſtfolgenden bei der Landſchaftskaſſe praͤſentirt wird, ſo ſind 
die Koupons der neuen Series dem Inhaber des Pfandbriefes, beim Eintritt 
des zweiten Termins dieſer Series, aus zuantworten. War bei der. öffentlichen 
Bekanntmachung dieſer Vorſchriften ſowohl der Termin zur Empfangnahme der 
neuen Koupons, als auch der naͤchſtfolgende Erhebungstermin bereits verfloſſen, 
ſo hat der Inhaber des Pfandbriefes noch einen dritten Termin abzuwarten, 
bevor ihm die neuen Koupons ausgehaͤndigt werden duͤrfen. Das Staatsmini⸗ 
ſterium hat dieſen Erlaß zur Publikation durch die Geſetzſammlung zu befördern. 
Berlin, den 18. Oktober 1837. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staats miniſterium. 


